
uns dermaßen geschadet, wir müs-
sen jetzt über viele Jahre das Vertrau-
en wieder aufbauen.“ Katharina Kö-
nig unterstrich: „Eine verschwindet
geringe Minderheit der Zeugen im
Untersuchungsausschuss übernimmt
Verantwortung.“ Dabei war man
„nicht blind: es gab viele Erkenntnis-
se in den Behörden“, so Marx - „war-
um diese nicht zu richtigen Schlüs-
sen geführt haben, ist Sache der Auf-
klärung; der Grat ist schmal zwischen
Nicht-Sehen und Nicht-Sehen-Wol-
len; wir brauchen Ehrlichkeit und Of-
fenheit, keinen falschen Korpsgeist“.

„energisch dem Eindruck entgegen-
treten“, dass die Polizei rechts sei
und „deutlich machen, dass wir es
mit der Bekämpfung des Rechtsex-
tremismus ernst meinen“. Er verwies
auf Umstellungen in der Ausbildung.
Herr Özdemir sprach von einer „kran-
ken Politik, die gemacht wird“ - eine
Politik, die eigentlich nicht aufklären
wolle - damit werde der „versteckte
Rassismus“ noch verstärkt. 

„Rassismus ohne Fremde im Land,
das hat mich immer schockiert“, sag-
te Dorothea Marx. Wie könne man
von gefährlicher Überfremdung re-

„Damit wird der versteckte
Rassismus noch verstärkt“ 
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Bislang hat es neben den männli-
chen Beauftragten für Datenschutz,
für Menschen mit Behinderungen
und für das Zusammenleben der Ge-
nerationen vier weibliche Landesbe-
auftragte gegeben. Diese Zahl wurde
mit der Wahl des Bürgerbeauftragten
sowie des Beauftragten zur Aufarbei-
tung der SED-Diktatur am 22. No-
vember im Thüringer Landtag um die
Hälfte gekürzt. Übrig bleiben ledig-
lich die Ausländer- und die Gleichstel-
lungsbeauftragte. 

„Das ist gelebte Geschlechterdis-
kriminierung“, erklärte dazu Karola
Stange, gleichstellungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im
Thüringer Landtag. „Damit zeigen
CDU und SPD mit ihrer Landesregie-
rung einmal mehr, dass die Frauen-
förderung in Thüringen keinen Pfiffer-
ling wert ist.“                                   

Landesbeauftragte

„(...) die CDU stellt sich hin und
sagt, das interessiert uns alles
gar nicht, wir lösen die Probleme
einen Tag vor unserem Parteitag,
bevor unsere wahlkämpfende
Spitzenkandidatin in Amt und
Würden kommt für die CDU und
wir missbrauchen dazu den Thü-
ringer Haushalt sowie die Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler.
Und das Parlament wird abge-
schaltet. (...)  Wir haben den An-
trag wirklich ernst gemeint und
wir meinen ihn heute noch ern-
ster, weil jetzt klar wird (...) hier
gibt es eine gestalterische Mehr-
heit links von einer Partei, die
sich als Staatsmachtpartei auf-
spielt und uns alle in Geiselhaft
genommen hat.

Ich sage, das Verhalten dieser
Landesregierung ist parlaments-
unwürdig (...). Die CDU hat ge-
stern Abend die Maske fallen las-
sen, sie ist die Staatsmachtpar-
tei, die allein über das Steuergeld
entscheidet nach Gutsherrenart. 

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, machen Sie diesem trauri-
gen Spiel ein Ende! Haben Sie die
Kraft, in diesem Hohen Haus
deutlich zu sagen, die Landesre-
gierung soll aufgefordert werden,
zurückzutreten und darüber den
Weg freimachen für Neuwahlen.“

Bodo Ramelow zum Antrag der
LINKEN „Aufforderung zum
Rücktritt“ am 22. November im
Landtag. Video der Rede:
h t t p : / / w w w . d i e - l i n k e -
thl.de/mediathek/video/youtu-
be/       

CDU spielt sich auf 
als Staatsmachtpartei

Zwei Jahre nach Aufdeckung des
NSU – was hat sich verändert? Die
unter diesem Titel veranstaltete
Podiumsdiskussion auf der Ta-
gung der Linksfraktion am 14. No-
vember im Thüringer Landtag, so-
viel sei vorweggenommen,  mar-
kierte vor allem eine Vielzahl offe-
ner Probleme. 

Sie wurden engagiert angespro-
chen von allen Teilnehmern im Podi-
um: Mitat Özdemir, Vorsitzender der
IG Keupstraße Köln (wo die NSU-Ter-
roristen am 9.6.2004 eine Nagel-

Sebastian Schneiders Forderung
nach Einsicht der Behörden, dass es
institutionellen Rassismus gibt, sorg-
te für eine leidenschaftliche Diskussi-
on auch mit dem Publikum. „Ja,
selbstverständlich ist Thüringen
rechts“, „sehr rechts“, das habe ja
auch die Erhebung der politischen
Einstellung über den Thüringen-Moni-
tor ergeben. Katharina König verwies
auf verschiedene andere Studien,
dass Thüringen „nicht rechter als an-
dere Bundesländer auch ist“ - und
„rassistisch, siehe Umgang mit
Flüchtlingsheimen in den letzten Wo-
chen“. Raymond Walk wollte jedoch

Gegen Stromtrasse
Die Bürgerinitiativen gegen den

Bau der 380-kV-Trasse durch den
Thüringer Wald - nach wie vor enga-
giert unterstützt von der LINKEN
Landrätin des Ilm-Kreises Petra En-
ders - geben auch nach dem Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts vom
18. Juli zur Rechtmäßigkeit des Plan-
feststellungsbeschlusses nicht auf
und sehen in der Beschwerde vor
dem Bundesverfassungsgericht ein
wichtiges Mittel, die Notwendigkeit
des Trassenbaus erneut zu hinterfra-
gen. Im Vorfeld einer Pressekonfe-
renz, getragen auch vom LINKE-Frak-
tionsvorsitzenden Bodo Ramelow,
wurde auf ein Gutachten des wissen-
schaftlichen Dienstes des Bundes-
tags verwiesen, das zum Gesetz zum
Ausbau von Energieleitungen bereits
im Jahr 2009 verfassungsrechtliche
Bedenken angemeldet hatte.           

bombe gezündet und 22
Menschen zum Teil schwer
verletzt hatten), Sebastian
Schneider vom NSU-Watch,
einer unabhängigen Beob-
achtungsstelle für den Pro-
zess in München, Dorothea
Marx (SPD), Vorsitzende des
Landtags-Untersuchungs-
ausschusses, Katharina Kö-
nig, Specherin für Antifa-
schismus der Linksfraktion
und Mitglied im Untersu-
chungsausschuss, sowie Po-
lizeidirektor Raymond Walk.

„Warum sind immer noch
so viele Fragen offen?“, leitete der
Journalist Axel Hemmerling auch
gleich die Podiumsdiskussion ein, bei
der Frau Marx betonte, sie warte „im-
mer noch auf Entschuldigungen von
Leuten, die damals Verantwortung
getragen haben (...) bei der Vielzahl
gravierender Fehler muss mehr kom-
men an Verantwortungsübernahme
und Selbstkritik“. 

Warum tut man sich so schwer,
Fehler einzuräumen? Das sei schwie-
rig mit der „Fehlerkultur“, er wisse
nicht, ob die in Thüringen besonders
gut ausgeprägt sei, meinte auch der
Polizeidirektor Walk. Und: „NSU hat

den bei einem Auslän-
deranteil von 1,2 Pro-
zent? „Rechte Ideolo-
gie und Rassismus
kommen aus der Mitte
der Gesellschaft.“

Die Migrationspoliti-
kerin der Linksfraktion
Sabine Berninger
warnte jedoch, die di-
fusen Ängste seien
unbhängig vom Aus-
länderanteil. Und Ka-
tharina König, die dies
ausdrücklich bekräftig-
te, gab zu bedenken:

„Es gibt zu wenig positive Alltagser-
fahrung mit Menschen mit Migrati-
onshintergrund“. Thüringen müsse
„Anreize schaffen für eine positive
Willkommenskultur“. 

Auch von fehlenden Integrations-
strukturen war die Rede an diesem
Abend, den Mitat Özdemir  auf seine
Weise auf den abschließenden Punkt
brachte: „Die Menschen sollten sich
auf gleicher Augenhöhe betrachten,
das ist sehr wichtig, aber wenn man
von oben nach unten sieht, dann ha-
ben wir ein Problem.“ 

Annette Rudolph
Foto: Peter Lahn                             


